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Vorbemerkung

Alle Schulen in Hamburg verfügen nach § 36 i.V.m. § 33 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) über einen schulischen Hygi-
eneplan, in dem die wichtigsten Eckpunkte nach dem 
Infektionsschutzgesetz geregelt sind. Der vorliegende Mus-
ter-Corona-Hygieneplan basiert auf den Vorgaben des 
Infektionsschutzgesetzes und auf der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-COV-2 
in der Freien und Hansestadt Hamburg. Er enthält Anga-
ben über die zu treffenden technischen, organisatorischen 
und ggf. erforderlichen individuellen Maßnahmen zum 
Arbeitsschutz und ist von allen Hamburger Schulen ent-
sprechend ihrer schulischen Gegebenheiten zu operationa-
lisieren. Die Schule muss einen eigenen Hygieneplan nur 
dann und soweit aufstellen, als sie wegen räumlichen oder 
personeller Besonderheiten von diesem Musterhygieneplan 
abweichen muss.

Dieser Plan gilt ab dem 8. Dezember 2021 bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die Behörde für Schule und Berufsbil-
dung in Abstimmung mit der Behörde für Arbeit, Gesund-
heit, Soziales, Familie und Integration die Vorgaben an die 
allgemeine Entwicklung der Corona-Pandemie anpasst. Die 
Regelungen zur Masken- und Testpflicht in den Vorschul-
klassen (VSK) tritt zum 13.12.2021 in Kraft.

Regelungen zum Einsatz des schulischen Personals und 
der Verwaltungsangestellten in Schulbüros mit höherem 
Risiko sind nicht Teil dieses Muster-Corona-Hygieneplans. 
Beachten Sie hierzu die Anlage 5 des Schreibens der Amts-
leitung vom 3. August 2020.

Schulleitungen sowie Pädagoginnen und Pädagogen 
gehen bei der Umsetzung der Hygienemaßnahmen mit 
gutem Beispiel voran und sorgen zugleich dafür, dass die 
Schülerinnen und Schüler die Hygienehinweise ernst neh-
men und umsetzen. Alle Beschäftigten der Schulen, alle 
Schülerinnen und Schüler sowie alle weiteren regelmäßig 
an den Schulen arbeitenden Personen sind darüber hinaus 
gehalten, sorgfältig die Hygienehinweise der Gesundheits-
ämter bzw. des Robert Koch-Instituts zu beachten. Über die 
Hygienemaßnahmen sind das Personal, die Schülerinnen 
und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten auf jeweils 
geeignete Weise zu unterrichten.

Zuständig: Schulleitung

1. 	 Anordnung der sofortigen Vollziehung aller Regelun-
gen

Die sofortige Vollziehung der im Muster-Corona-Hygi-
eneplan enthaltenen Regelungen und Pflichten wird 
hiermit angeordnet. Die im Muster-Corona-Hygiene-
plan enthaltenen Regelungen und Pflichten dienen 
dem Schutz individueller Rechtsgüter von höchstem 
Rang, insbesondere von Leben und Gesundheit aller 
schulischen Beteiligten. Weiterhin sind sie unerläss-
lich, um den Schulbetrieb zu gewährleisten, und die-
nen damit der Aufrechterhaltung einer staatlichen Auf-
gabe von überragender Bedeutung für das Gemeinwe-
sen. Gegenläufige Interessen einzelner Betroffener 
müssen angesichts der nach wie vor hohen Gefahren 
für Leib und Leben sowie angesichts des Interesses an 
der Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Schulbe-
triebs zurückstehen.

1. 	 Durchführung des Schulbetriebs im Schuljahr 
2021/22

Die Monate des ausgesetzten Regelschulbetriebes 
waren für die Familien sowie die Kinder und Jugendli-
chen mit großen Belastungen verbunden. Das Lernen 
zu Hause unterscheidet sich erheblich vom Lernen in 
der Schule. Führende Virologen und Wissenschaftler 
weisen zudem darauf hin, dass Kinder und Jugendliche 
auch in ihrer sozialen und psychischen Entwicklung 
Schaden nehmen können, wenn sie sich nicht regelmä-
ßig mit Gleichaltrigen austauschen können und von 
ausgebildeten Pädagogen in ihrer Entwicklung geför-
dert werden. Für alle Kinder und Jugendlichen gilt 
unabhängig von ihren Lebensverhältnissen, dass 
Schule als Ort des Lernens und des sozialen Miteinan-
ders eine besondere Bedeutung für Bildung und Ent-
wicklung hat.

Im August 2021 sind die Schulen aller Schulformen 
über alle Jahrgänge im vollen Präsenzunterricht nach 
Stundentafel gestartet. Die vergangenen Monate haben 
gezeigt, dass sich das Infektionsgeschehen rasch 
beschleunigen und das Virus durch Mutationen gefähr-
licher werden kann. Die Beibehaltung der Hygiene-
maßnahmen ist deshalb unverändert erforderlich.

Schülerinnen und Schüler vom Präsenzunterricht zu 
befreien, wird ab dem 18.10.2021 nur noch in einzelnen 
Ausnahmefällen aus nachgewiesenen gesundheitlich 
zwingenden Gründen geboten sein, siehe auch Kap. 4. 
Diese Schülerinnen und Schüler werden von der Schule 
nach den vorhandenen personellen Ressourcen mit 
Angeboten des Distanzunterrichts versorgt. Für Reise-
rückkehrerinnen und Reiserückkehrer gelten die Rege-
lungen aus Kap. 13.   

Zuständig: Schulleitung

1.1. 	Verpflichtende Schnelltests für Laien bei allen an der 
Schule tätigen Personen

Nach § 23 Abs. 1b HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gilt ab dem 18.09.2021: Andere Personen als Schülerin-
nen und Schüler dürfen das Schulgelände nur betreten 
bzw. dort verbleiben, wenn sie einen negativen Corona-
virus-Testnachweis (§ 10 h HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO), einen Coronavirus-Impfnachweis oder 
einen Genesennachweis vorlegen. Diese Regelungen 
gilt insbesondere für das pädagogische Personal ebenso 
wie das Verwaltungspersonal an Schulen, für das Perso-
nal externer Dienstleister (z. B. Catering- oder Reini-
gungsunternehmen), für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Trägern der Freien Kinder- und 
Jugendhilfe) sowie auch für ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer. Auf den jeweiligen Beschäftigungsstatus 
(angestellt, selbständig, ehrenamtlich usw.) kommt es 
hierbei nicht an.
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Die Änderung des Infektionsschutzgesetzes sieht seit 
dem 25.11.2021 eine 3-G-Zugangsregel am Arbeitsplatz 
vor. Wer weder geimpft noch genesen ist, darf seine 
Arbeitsstätte grundsätzlich nur betreten, wenn er einen 
aktuellen Testnachweis hat. Zur Erfüllung dieser Test-
pflicht können die kostenlosen Bürgertests in den Test-
zentren genutzt werden. Der entsprechende Testnach-
weis ist den Schulleitungen oder einer von ihr beauf-
tragten Person vorzulegen. Im Ausnahmefall können 
sie sich im Rahmen eines befristeten freiwilligen Ent-
gegenkommens der Schule auch vor Ort in der Schule 
mit den schuleigenen Schnelltests testen, soweit die 
Schule dies einrichten kann. Dafür müssen die zu tes-
tenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einen Ter-
min mit der testbeauftragten Person vereinbaren. Die 
testbeauftragte Person führt eine Liste über die erteil-
ten Testbescheinigungen. Soweit ein Test vor Ort nicht 
möglich ist, müssen die Beschäftigten auf eigene Ver-
antwortung für notwendige externe Testnachweise sor-
gen. Die Nutzung der Testangebote ist keine Arbeits-
zeit. Ein Anspruch auf Dienst-/Arbeitsbefreiung sowie 
auf Kostenersatz besteht nicht

Ausgenommen sind Sorgeberechtigte der Schülerinnen 
und Schüler, weiter die Polizei, die Rettungsdienste, 
die Feuerwehr, der Katastrophenschutz sowie Bediens-
tete des zuständigen Bezirksamts. Ausgenommen sind 
darüber hinaus Personen, die sich nur temporär auf 
dem Schulgelände befinden und keinen direkten Kon-
takt zu den Schülerinnen und Schülern haben oder 
wenn sie sich außerhalb der Unterrichtszeit auf dem 
Schulgelände befinden wie u. a. Handwerker, Land-
schaftsgärtner, Personen, die auf abgeschlossenen schu-
lischen Baustellen tätig sind, sowie Mitglieder von 
Sportvereinen.

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15.

1.2. 	Verpflichtende Schnelltest für Laien bei Schülerinnen 
und Schülern

Schülerinnen und Schüler, die Präsenzangebote an der 
Schule wahrnehmen, dies schließt die von der Schule 
für verpflichtend erklärte Anwesenheit wie der bei 
Klausuren ein, werden nur zugelassen, wenn sie

– 	 zuvor unter Aufsicht der Schule einen Selbsttest mit 
negativem Ergebnis oder im Rahmen eines Pilotver-
suchs einen PCR-Lolli-Test selbst durchgeführt 
haben,

– 	 einen Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO bei einem zugelassenen 
Testzentrum durchführen und ein negatives Ergeb-
nis bestätigt bekommen haben, das nicht älter als 24 
Stunden ist oder

– 	 einen PCR Test vorlegen, der § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO entspricht und nicht älter 
ist als 48 Stunden.

Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler der Vor-
schulklassen. Verweigern Schülerinnen und Schüler 
eine Selbsttestung, werden sie zu schulischen Präsen-
zangeboten nicht zugelassen und müssen das Schulge-
lände verlassen.

Die Testpflicht umfasst mindestens zwei verpflich
tende Tests in jeder Kalenderwoche. Schülerinnen und 
Schüler testen sich beispielsweise am Montag und am 
Mittwoch oder am Dienstag und am Donnerstag. Der 
Test sollte jeweils zu Beginn des Schultages durchge-
führt werden. Dies gilt nicht für geimpfte und genesene 
Personen im Sinne der COVID-19 Schutzmaßnah-
men-Ausnahmenverordnung, siehe auch Kap. 1.3.

Zur Vermeidung von Quarantäneanordnungen bei 
unklaren Kontakt- oder Hygienesituationen kann in 
Abstimmung mit dem zuständigen Gesundheitsamt für 
die betroffene Lerngruppe/Klasse die Testfrequenz auf 
dreimal pro Woche für den Zeitraum von zehn Tagen 
erhöht werden. Gleiches gilt jeweils in den zwei Unter-
richtswochen vor und nach den Ferien.

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15 sowie die Dokumentati-
onspflichten aus Kap. 14. Darüber hinaus ist keine 
personenbezogene Dokumentation der durchgeführten 
und negativ ausgefallenen Schnelltests durch die Schu-
len notwendig. Zu Monitoringzwecken ist allein der 
zahlenmäßige Verbrauch der Schnelltests zu erfassen 
und der BSB auf Abfrage zu melden.

Schülerinnen und Schüler, die einer Gruppe angehö-
ren, für die eine positiver PCR-Pooltest vorliegt, dürfen 
die Schule erst wieder betreten, nachdem das infizierte 
Kind (oder auch mehrere infizierte Kinder) des Pools 
ermittelt sind und die Gesundheitsämter die Kontakt-
personen dieser positiv getesteten Kinder ermittelt. 
Erst wenn diese Ermittlung abgeschlossen ist, können 
negative getestet Kinder, die keinen engen Kontakt zu 
den infizierten Kindern hatten, wieder die Schule 
besuchen.

Für Angebote der Jugendmusikschule außerhalb des 
Regelunterrichts gilt bei ein 2-G-Zugangsmodell. 
Schülerinnen und Schüler nach Vollendung des 16. 
Lebensjahres müssen daher einen Coronavirus-Impf-
nachweis oder Genesenennachweis, jeweils in Verbin-
dung mit einem amtlichen Lichtbildausweis vorzeigen. 
Alternativ müssen sie ein qualifiziertes schriftliches 
ärztliches Zeugnis (§ 10j Abs. 2 der EindämmungsVO) 
im Original darüber vorlegen, dass sie sich aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das 
Coronavirus impfen lassen können und einen negati-
ven Coronavirus-Testnachweis nach § 10h vorlegen.

1.3. 	Ausnahmen von der Testpflicht

Vollständig Geimpfte oder Genesene sind nach 
Beschlusslage auf Bundesebene getesteten Personen 
gleichgestellt. Auch die Pflicht, sich zweimal in der 
Woche für den Präsenzunterricht testen zu lassen, gilt 
für diese Gruppe nicht mehr.

Als vollständig geimpft gelten alle Personen erst ab 
dem 15. Tag nach der zweiten Corona-Schutzimpfung 
mit einem in der EU zugelassenen Impfstoff. Geimpfte 
müssen einen entsprechenden Nachweis vorlegen kön-
nen. Bei Geimpften ist das der Impfausweis oder eine 
Impfbescheinigung in deutscher, englischer, französi-
scher, italienischer oder spanischer Sprache als Papier-
dokument oder in digitaler Form (§ 2 Abs. 5 Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO i.V.m. § 2 COVID-19- 
Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung).

Als Genesene gelten alle Personen, die eine Corona-In-
fektion überstanden haben, die mindestens 28 Tage 
sowie maximal sechs Monate zurückliegt, oder die nach 
der zurückliegenden Infektion mindestens eine Coro-
na-Schutzimpfung erhalten haben. Bei Genesenen ist 
ein Genesenen-Nachweis erforderlich. Hierbei handelt 
es sich um eine Bescheinigung, dass eine Infektion mit 
dem Coronavirus auf Grundlage eines PCR-Tests fest-
gestellt worden ist.

Schulleitungen können von der Einhaltung der Test-
pflicht bei Schülerinnen und Schülern dann Abstand 
nehmen, wenn sie eine besondere persönliche Härte 
bedeutet. Eine solche Härte liegt vor, wenn die gefor-
derte Handlung, wie die Durchführung eines Selbst-
tests, für den Schüler oder die Schülerin beispielsweise 
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aufgrund eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 
mit besonderen Beeinträchtigungen verbunden ist.

2. 	 Abstands- und Kontaktregeln

2.1. 	Abstands- und Kontaktregeln für Schülerinnen und 
Schüler

Schülerinnen und Schüler sollen angehalten werden, 
nach Möglichkeit Abstand zu wahren. Insbesondere ist 
darauf zu achten, dass unmittelbare körperliche Kon-
taktaufnahmen (z. B. Umarmungen, Händeschütteln, 
körperbetonte Sportaktivitäten in der Pause u. a.) 
soweit wie möglich vermieden werden.

Die Rechtsverordnung formuliert dies so:

„Beim Aufenthalt von Schülerinnen und Schüler auf 
dem Schulgelände, während des Unterrichtes und bei 
der Betreuung von Schülerinnen und Schülern sowie 
bei schulischen Veranstaltungen mit Schülerinnen und 
Schülern an anderen Orten soll auf die Wahrung des 
Abstandsgebots hingewirkt werden, soweit dies mit der 
Erfüllung der erzieherischen und didaktischen Auf-
gabe vereinbar ist und die räumlichen Verhältnisse dies 
zulassen“ (§ 23 Absatz 1 Satz 2 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO).

Das allgemeine Abstandsgebot wird zur Sicherstellung 
des Unterrichts in Bezug auf das Lernen im Schulun-
terricht eingeschränkt. Schülerinnen und Schüler sol-
len deswegen ganz überwiegend in ihrer Klasse lernen. 
Um eine sinnvolle Unterrichtsgestaltung zu ermögli-
chen, ist das Abstandsgebot zwischen den Schülerin-
nen und Schülern im Unterricht in der Klasse sowie 
allen Lern-, Förder- und Ganztagsangeboten aufgeho-
ben.

Schülerinnen und Schüler können in besonderen Fäl-
len – beispielsweise in Wahlpflichtkursen, Arbeitsge-
meinschaften oder Oberstufenkursen – auch in weite-
ren Lerngruppen lernen, selbst wenn sie dann mit 
anderen Schülerinnen und Schülern in Kontakt kom-
men. Dabei soll grundsätzlich darauf geachtet werden, 
dass nur Schülerinnen und Schüler einer Jahrgangs-
stufe (Kohorte) in den verschiedenen Lerngruppen 
zusammen lernen. In besonderen Ausnahmefällen kön-
nen auch Lerngruppen aus Schülerinnen und Schülern 
mehrerer Kohorten gebildet werden. Diese sind mit 
der Schulaufsicht abzustimmen.

Aufgehoben ist die Kohortenregelung für den Außen-
bereich. Ebenfalls aufgehoben ist die Kohortenrege-
lung für die Jahrgangsstufen VSK bis 4 an den Grund-
schulen und an den Grundschulabteilungen der spezi-
ellen Sonderschulen und der ReBBZ im Falle des Ver-
tretungsunterrichts.

Auch im Ganztag gilt, dass Schülerinnen und Schüler 
aus einem Jahrgang bzw. einer Kohorte untereinander 
keinen Abstand einhalten müssen. Schülerinnen und 
Schüler aus verschiedenen Jahrgangsstufen bzw. ver-
schiedenen Kohorten dagegen den Abstand wahren. 
Zur Ausnahme für den Außenbereich bzw. den Vertre-
tungsunterricht in den Jahrgangsstufen VSK bis 4 s.o.

Im Regelfall gilt wie beschrieben die entsprechende 
Jahrgangsstufe als Kohorte. Schulen können jedoch in 
besonderen Fällen andere Kohorten bilden. Ausnah-
men sind zulässig für Schulen mit jahrgangsübergrei-
fendem Lernen oder für sehr kleine, einzügige Grund-
schulen. Werden andere Kohorten als die Jahrgangs-
stufe gebildet, dürfen in diesem besonderen Fall die 
neuen Kohorten jeweils maximal 120 Schülerinnen 
und Schüler nicht überschreiten. Über diese und ggf. 
weitere Ausnahmen entscheidet die jeweilige Schulauf-
sicht.

Gleichwohl gilt, dass die Zahl der Kontakte zu anderen 
Schülerinnen und Schülern möglichst niedrig sein soll.

Nach sorgfältiger Abwägung kann in besonderen und 
begründeten Einzelfällen das Kohortenprinzip durch-
brochen werden. Die Abweichung des Kohortenprin-
zips ist von der Schulaufsicht zu genehmigen und von 
der Schule zu dokumentieren. Alternativ müssen die 
Schülerinnen und Schüler einer solchen gemischten 
Lerngruppe untereinander den Mindestabstand von 
1,50 Metern einhalten. An GBS-Standorten gilt, dass 
die kohortenübergreifende Betreuung in den Randzei-
ten der Schulaufsicht anzuzeigen ist. Dies gilt nicht für 
Betreuungsangebote im Freien in den Jahrgangsstufen 
VSK bis 4 oder bei Vertretungssituationen, s.o.

Außerhalb der Unterrichts- und Ganztagsangebote, 
zum Beispiel in den Pausen, auf den Wegen und beim 
Mittagessen sollte im Sinne der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-
COV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg darauf 
hingewirkt werden, dass das Abstandsgebot eingehal-
ten wird. Gleichwohl müssen die Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe in den allgemeinbilden-
den Schulen untereinander den Mindestabstand nicht 
zwingend einhalten.

Zuständig: Schulleitung, pädagogisches Personal

2.2. 	Abstands- und Kontaktregeln für das schulische Perso-
nal

Das schulische Personal muss untereinander das 
Abstandsgebot einhalten, beispielsweise in Konferen-
zen, im Lehrerzimmer, im Schulbüro und bei Kontak-
ten mit Eltern. Auf Abstand ist insbesondere in den 
Schulbüros, im Lehrerzimmer und in Teeküchen zu 
achten.

Lehrkräfte und andere pädagogische Kräfte agieren 
grundsätzlich jahrgangs- bzw. kohortenübergreifend 
und können daher in verschiedenen Lerngruppen ein-
gesetzt werden. Im Unterricht sollten Lehrkräfte und 
andere pädagogische Kräfte nach Möglichkeit den 
Abstand zu den Schülerinnen und Schülern einhalten. 
Hier ist ein Mindestabstand von 1,50 Metern jedoch 
nicht zwingend erforderlich. Da die COVID-19-Er-
krankung von der Dosis der Viren abhängt, ist es wich-
tig, dass entsprechende Kontakte mit geringerem 
Abstand als 1,50 Metern in ihrer zeitlichen Dauer 
beschränkt werden. Als hoch gilt die Wahrscheinlich-
keit einer Infektion mit dem Coronavirus nach dem 
Robert-Koch-Institut dann, wenn eine Person in 
„kumulativ mindestens 10-minütigem Gesichts- („face-
to-face“) Kontakt z. B. im Rahmen eines Gesprächs“ zu 
einem an COVID-19-Erkrankten stand.

In einer besonderen Situation befinden sich Lehrkräfte 
und weitere Personen, die nicht nur kohorten-, sondern 
auch schulübergreifend eingesetzt werden müssen, z. B. 
Studienleiterinnen und -leiter oder Lehrkräfte der För-
derzentren. Es ist im Hygieneplan der Schulen darauf 
zu achten, dass die von dieser Gruppe ausgehende 
Infektionsgefahr für andere Personen durch Einhalten 
geeigneter Schutzmaßnahmen minimiert wird. Zudem 
muss der Einsatz dokumentiert sein, um im Infektions-
fall Kontakte nachverfolgen zu können (zur Dokumen-
tation siehe auch Kap. 14).

Zuständig: Schulleitung

2.3. 	Maßnahmen zur Sicherstellung der Abstandregeln

Trotz der modifizierten Abstandsregeln soll der Schul-
alltag so organisiert werden, dass die Zahl der Kontakte 
zwischen Schülerinnen und Schülern zahlenmäßig auf 
ein niedriges Niveau und in regelmäßig auf die Jahr-
gangsstufe (Kohorte) beschränkt bleibt.
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Die Schulen sorgen durch eine entsprechende Kom-
munikation dafür, dass die Abstands- und Hygienere-
geln allen Personen an der Schule bekannt sind. Sie 
sichern die Einhaltung der Abstandsregeln, indem sie 
mit den Schülerinnen und Schülern diese Regeln ler-
nen und einüben. In ihrem schuleigenen Hygieneplan 
beschreiben die Schulen Maßnahmen, mit denen sie 
die Einhaltung der Regeln sicherstellen.

In jedem Fall stellen die Schulen durch entsprechende 
Wegekonzepte, durch feste Aufenthaltsbereiche auf 
den Pausen- und Schulhöfen und durch weitere Rege-
lungen für die Pausen und das Mittagessen sicher, dass 
die Zahl der Kontakte zwischen Schülerinnen und 
Schülern auf ein niedriges Niveau beschränkt bleibt 
und die Abstände eingehalten werden.

Darüber hinaus können Schulen beispielsweise dort, 
wo es möglich ist, versetzte Anfangs- und Pausenzeiten 
festlegen. Die Entscheidung darüber trifft die Schule 
unter Abwägung ihrer organisatorischen Möglichkei-
ten. Voraussetzung ist, dass der Präsenzunterricht nach 
Stundentafel durch diese Maßnahme nicht einge-
schränkt wird.

Aufsichtspflichten müssen im Hinblick auf veränderte 
Pausensituationen und die neuen Verhaltens- und 
Hygieneregelungen angepasst werden (geöffnete Fens-
ter, körperliche Auseinandersetzungen zwischen Schü-
lerinnen und Schülern, „tote“ Ecken im Schulgelände).

Zuständig: Schulleitung und schulisches Personal

3. 	 Das Tragen von medizinischen Masken

Durch das Tragen von medizinischen Masken werden 
Tröpfchen, die z. B. beim Sprechen, Husten oder Nie-
sen ausgestoßen werden, abgefangen. Als Standard gilt 
dabei die sog. OP-Maske, das Tragen von CPA, KN 95, 
FFP 2 ist freiwillig. Das Risiko, eine andere Person 
durch Husten, Niesen oder Sprechen anzustecken, wird 
so deutlich verringert (Fremdschutz).

Alle Personen müssen an den Schulen bis auf weiteres 
eine medizinische Maske tragen („Maskenpflicht“). 
Die Maskenpflicht gilt insbesondere während der 
Unterrichts- und Ganztagsangebote, in den Fluren 
sowie auf den Zuwegungen. Von dieser grundsätzli-
chen Regelung gibt es folgende Ausnahmen:

1. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist das schu-
lische Personal in der Zeit, in der es in einem Büro 
an einem festen Arbeitsplatz arbeitet und zusätzlich 
untereinander den Mindestabstand einhält. Das gilt 
beispielsweise für das Schulsekretariat oder das 
Lehrerzimmer, aber auch für Elterngespräche, 
Elternabende und Schulkonferenzen in geeigneten 
Schulräumen (siehe auch Kap. 2.2). Für Personen, 
die sich alleine in einem Raum aufhalten, besteht 
keine Maskenpflicht.

2. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind Schüle-
rinnen und Schüler, die an einem festen Platz in der 
Schulkantine oder einem Klassenraum das Essen 
einnehmen (zur Mittagessenversorgung siehe auch 
Kap. 8).

3. 	 Eine Befreiung einzelner Schülerinnen und Schüler 
oder Beschäftigter von der Maskenpflicht kann die 
Schulleitung nur auf der Grundlage eines aktuellen 
qualifizierten ärztlichen Attestes erteilen. Dabei 
genügt es nicht, wenn ein Arzt attestiert, die oder 
der Betroffene sei „aus gesundheitlichen Gründen“ 
nicht in der Lage, eine Maske zu tragen. Vielmehr 
muss sich aus dem Attest nachvollziehbar ergeben, 
welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen auf-
grund der Verpflichtung zum Tragen einer medizi-
nischen Maske in der Schule zu erwarten sind. Das 

Attest muss die diagnostizierte Erkrankung, auf-
grund derer mit gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen beim Tragen der Maske zu rechnen ist, klar 
ausweisen. Ein qualifiziertes Attest muss darüber 
hinaus zweifelsfrei erkennen lassen, dass
– 	ein zugelassene Ärztin bzw. ein zugelassener Arzt
– 	 im Rahmen einer persönlichen Untersuchung 

der Patientin/des Patienten
– 	ein ordnungsgemäßes Attest (Name Patient, 

Stempel Praxis, Datum etc.)
	 erstellt hat. Entspricht ein Attest den o.g. Vorgaben, 

so ist es zu akzeptieren und durch die Schulleitung 
mit der oder dem Betroffenen abzustimmen, wie 
eine Teilnahme am Unterricht bzw. ein Einsatz an 
Schule erfolgen kann, ohne dass von ihr bzw. ihm 
eine Ansteckungsgefahr ausgeht.

5. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist ferner der 
Aufenthalt im Freien. Die Schulbeschäftigten wer-
den gebeten darauf achten, dass sie selbst den Min-
destabstand gegenüber Schülerinnen und Schülern 
sowie anderen Schulbeschäftigten einhalten und es 
zu keinen größeren Ansammlungen zwischen den 
Schülerinnen und Schülern kommt.

6. 	 Ausnahmen von der Maskenpflicht gelten für den 
Theater- und Musikunterricht. Hier soll die Maske 
abgenommen werden, wenn ein Mindestabstand 
von 2,5 Metern eingehalten werden kann.

7. 	 Die Vorgaben für den Sportunterricht orientieren 
sich dem Grundsatze nach an denen für den Ver-
einssport, soweit sich aus § 23 der Eindämmungs-
verordnung oder dem vorliegenden Musterhygiene-
plan nichts Abweichendes ergibt. Danach gilt für 
den Sport in geschlossenen Räumen keine Masken-
pflicht, hier soll die Maske abgenommen werden. 
Dies gilt auch bei Sportarten mit Positionsverände-
rungen, wie  z. B. dem Mannschaftssport, bei denen 
kein Abstand von 2,5 Metern eingehalten werden 
kann. Bei Sportarten mit festen Positionen, z. B. an 
fest installierten Sportgeräten ist der Abstand von 
2,5 Metern einzuhalten. Im Übrigen siehe Kap. 7.

8. 	 Schülerinnen und Schülern dürfen in allen Prüfun-
gen, Präsentationen und Klausuren dann die Maske 
abnehmen, wenn ein Mindestabstand von 1,5 
Metern eingehalten werden kann.

9. 	 Eine Ausnahme für das schulische Personal von der 
Maskenpflicht bezieht sich auf Unterrichtsphasen 
insbesondere in der Grundschule, die dem Spra-
cherwerb oder dem Lese-Schreiblernprozess die-
nen. Hier ist das temporäre Ablegen der Maske 
möglich, wenn der Abstand von 1,5 Metern zu allen 
Schülerinnen und Schülern gewahrt wird und alle 
weiteren Hygienemaßnahmen, insbesondere das 
Lüften, eingehalten werden. Eine Plexiglasscheibe 
am Pult kann darüber hinaus zusätzlichen Schutz 
bieten.

Die Schule weist alle Beteiligten, insbesondere die Sor-
geberechtigten sowie die Schülerinnen und Schüler, 
auf die Maskenpflicht hin und erklärt die Regeln für 
das Tragen auf dem Schulgelände. Wichtig sind ent-
sprechende Hinweistafeln oder -plakate an den Schul
eingängen.
Die Schule achtet darauf, dass die Schülerinnen und 
Schüler, die schulischen Beschäftigten sowie alle weite-
ren Personen die Regeln an den Schulen einhalten. 
Werden die Regeln nicht eingehalten, ergreift die 
Schule zur Durchsetzung der Regeln die entsprechen-
den Maßnahmen wie bei anderen Disziplinverstößen 
auch.
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Jede Schule hat von der Schulbehörde sog. OP-Masken, 
Corona-Pandemie-Atemschutzmasken (CPA), KN 95- 
Masken sowie bei besonderem Bedarf FFP 2-Masken 
erhalten. Die Beschäftigten sind verpflichtet, als Stan-
dard eine sog. OP-Maske zu tragen. Das Tragen einer 
CPA, KN 95-Maske oder FFP 2-Maske ist freiwillig.

Schulexterne sowie Eltern tragen während der Schul-
zeit im Schulgebäude grundsätzlich eine medizinische 
Maske (zum Zugang schulfremder Personen siehe auch 
Kap. 12).

4. 	 Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit erhöh-
tem Risiko

Für alle Schülerinnen und Schüler gilt ohne Ein-
schränkung die Schulpflicht.

Bei Schülerinnen und Schülern, die unter Vorerkran-
kungen mit besonderer Risikolage leiden, sind beson-
dere Schutzmaßnahmen zu treffen. Dieses gilt auch für 
gesunde Schülerinnen und Schüler, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit Personen mit besonderen Gesund-
heitsrisiken leben. Die besondere Gefährdung ist durch 
ein qualifiziertes ärztliches Attest oder einen Trans-
plantationsausweis nachzuweisen. Hinsichtlich der 
Inhalte des qualifizierten Attests wird auf die unter 
Ziffer 3.4 genannten Anforderung verwiesen. Schutz-
maßnahmen können z. B. das Tragen einer FFP-2-
Maske, die gesonderte Platzierung im Klassenraum, 
Einsatz von Plexiglaswänden, Ausschluss von Grup-
penarbeiten, abweichende Pausenzeiten und ähnliches 
sein.

Sollte ein Attest aus Sicht der Schulleitung die o. g. 
Bedingungen nicht eindeutig erfüllen und beispiels-
weise als Grund für die Entschuldigung nur das Alter 
eines Elternteils angegeben sein, sollte den Erziehungs-
berechtigten mitgeteilt werden, dass das Attest nicht 
eindeutig im Sinne der Vorgaben und durch ärztliches 
Attest zu spezifizieren ist. Sollte es zu keiner einver-
nehmlichen Lösung kommen, kann über die regionale 
Schulaufsicht Kontakt zur Rechtsabteilung der BSB 
aufgenommen werden, die dann im weiteren Verfahren 
berät.

Liegt nach Eindruck der Schule eine besondere Belas-
tungssituation in der Familie vor, die ggf. durch Ängste 
noch verstärkt wird und sich auch darin ausdrückt, 
dass Sorgeberechtigte ihre Kinder zu Hause behalten 
möchten, wird empfohlen, das zuständige ReBBZ bera-
tend einzubinden.

5. 	 Persönliche Hygiene

Das Coronavirus ist von Mensch zu Mensch übertrag-
bar. Der Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchenin-
fektion. Hierbei wird zwischen Tröpfchen und Aeroso-
len unterschieden, wobei der Übergang fließend ist. 
Während insbesondere größere Tröpfchen schnell zu 
Boden sinken, können Aerosole auch über einen länge-
ren Zeitraum in der Luft schweben, siehe auch Kap. 
6.2. Die Tröpfcheninfektion erfolgt vor allem direkt 
über die Schleimhäute der Atemwege. Darüber hinaus 
ist eine Übertragung auch indirekt über kontaminierte 
Hände möglich, wenn sie mit Mund- oder Nasen-
schleimhaut sowie die Augenbindehaut in Kontakt 
gebracht werden. Für einen wirkungsvollen Infektions-
schutz sind vor allem die in den folgenden Kapiteln 
dargestellten Maßnahmen zu beachten.

5.1. 	Umgang mit Symptomen

Personen mit Corona-typischen Krankheitssympto-
men (akute Atemwegserkrankungen, Husten, Fieber), 
die nicht durch eine chronische Erkrankung zu erklä-
ren sind, dürfen die Schulen nicht betreten. Dieses 

Verbot umfasst alle Personengruppen, die eine Schule 
betreten wollen.
Wegen der Einzelheiten wird für die Schülerinnen und 
Schüler auf die Anlagen „Umgang mit Krankheits- 
bzw. Erkältungssymptomen bei Kindern in Grund-
schulen“ und „Umgang mit Krankheits- bzw. Erkäl-
tungssymptomen bei Kindern und Jugendlichen in 
weiterführenden Schulen“ in der jeweils gültigen Fas-
sung verwiesen. Die dortigen Regeln sind zu befolgen.
Bei Auftreten von Symptomen während der Unter-
richtszeit sind die betreffenden Schülerinnen und 
Schüler zu isolieren und die Eltern zu informieren.
Zuständig: Schulleitung

5.2. 	Allgemeine Regeln zur persönlichen Hygiene
– 	 Mit den Händen nicht in das Gesicht fassen, insbe-

sondere die Schleimhäute nicht berühren, d. h. 
nicht an Mund, Augen und Nase fassen.

– 	 Keine Berührungen, Umarmungen und kein Hän-
deschütteln.

–	 Gründliche Händehygiene (z. B. nach dem Naseput-
zen, Husten oder Niesen) durch
a) 	Händewaschen mit Seife für 20 – 30 Sekunden 

(siehe auch https://www.infektionsschutz.de/
haendewaschen/) oder

b)	Händedesinfektion: Über Schulbau Hamburg 
sind alle staatlichen Hamburger Schulen flächen-
deckend mit Handdesinfektionsmitteln und ent-
sprechenden Spender ausgestattet worden. Das 
sachgerechte Desinfizieren der Hände ist dann 
sinnvoll, wenn ein gründliches Händewaschen 
nicht möglich ist. Dazu muss Desinfektionsmit-
tel in ausreichender Menge in die trockene Hand 
gegeben und bis zur vollständigen Abtrocknung 
ca. 30 Sekunden in die Hände einmassiert wer-
den. Dabei ist auf die vollständige Benetzung der 
Hände zu achten (siehe auch www.aktion-sau-
berehaende.de).

– 	 Husten- und Niesetikette: Husten und Niesen in 
die Armbeuge gehören zu den wichtigsten Präven
tionsmaßnahmen! Beim Husten oder Niesen größt-
möglichen Abstand zu anderen Personen halten, am 
besten wegdrehen.

– 	 Atemwege schützen: Alle Personen an den Schulen 
achten darauf, die Atemwege durch das Tragen 
einer medizinischen Maske zu schützen. Zu den 
genaueren Ausführungsbestimmungen siehe Kap. 3.

Zuständig: Jede Einzelperson
6. 	 Raumhygiene

Neuere Erkenntnisse der Wissenschaft verweisen da
rauf, dass das Risiko durch Aerosolübertragung eine 
stärkere Bedeutung hat als bislang angenommen, wäh-
rend das Risiko der Schmierinfektion geringer ist als 
bisher angenommen. Weiterhin überragende Bedeu-
tung hat die Übertragung der Krankheit durch Tröpf-
cheninfektion (Husten, Niesen, Sprechen), siehe Kap. 
5. Grundsätzlich gilt, dass die Schulgemeinschaft in der 
Zeit der Pandemie besonders darauf achtet, die Schule 
sauber zu halten und die Hygieneregeln zu befolgen. 
Insbesondere achten die aufsichtspflichtigen Lehr-
kräfte auf das regelmäßige Lüften (siehe Kap. 6. 2.), die 
fachgerechte Entsorgung des Mülls und auf die Einhal-
tung der Sauberkeit in den Sanitärräumen. Die Auf-
sichtszeiten und das Aufsichtsmanagement sind ent-
sprechend anzupassen.

6.1. 	Raumkonzept
Um das Infektionsrisiko gering zu halten, wird der 
Schulbetrieb so organisiert, dass möglichst viele Räume 
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ausschließlich von Schülerinnen und Schülern einer 
Kohorte und nur möglichst wenige Räume (beispiels-
weise Fachräume an den weiterführenden Schulen) von 
Schülerinnen und Schülern verschiedener Jahrgangs-
stufen/Kohorten genutzt werden. In der Regel sollte 
jede Lerngruppe möglichst oft einen eigenen festen 
Raum nutzen, der von keiner anderen Lerngruppe 
genutzt wird.
Abweichend davon können Schulen mit einem Kabinett
system in begrenztem Umfang Ausnahmen vom Raum-
konzept mit der jeweiligen Schulaufsicht vereinbaren.
Zuständig: Schulleitung

6.2. 	Lüftung der schulischen Räumlichkeiten
Wichtig ist das regelmäßige und richtige Lüften in 
allen schulischen Räumen, da frische Luft eine der 
wirksamsten Maßnahmen ist, potenziell virushaltige 
Aerosole aus Innenräumen zu entfernen.
Folgende Vorgaben sind zu beachten:
– 	 Es soll in jeder Unterrichtspause intensiv bei weit 

geöffneten Fenstern unter Aufsicht quer- oder stoß-
gelüftet werden.

– 	 Es soll möglichst eine Querlüftung stattfinden, das 
heißt Lüften mit weit geöffneten Fenstern bei 
gleichzeitig geöffneter Tür und im Flur ebenfalls 
geöffneten Fenstern.

– 	 Brandschutztüren können zum Querlüften kurzzei-
tig geöffnet und anschließend wieder geschlossen 
werden.

– 	 Stoßlüften bedeutet, dass die Fenster vollständig 
geöffnet werden, eine Kipplüftung reicht nicht aus.

– 	 Für den Unterricht gilt als Grundregel, dass alle 20 
Minuten eine knapp fünfminütige Quer- oder Stoß-
lüftung durchgeführt wird, bis es zu einem spürba-
ren Luftaustausch kommt.

– 	 Aus Sicherheitsgründen verschlossene Fenster 
müssen für die Lüftung unter Aufsicht einer Lehr-
kraft geöffnet werden.

– 	 Kommt es während des Unterrichts bei geschlosse-
nen Fenstern bei einzelnen Personen zu wiederhol-
tem Niesen oder Husten, sollte zusätzlich unmittel-
bar bei weit geöffneten Fenstern gelüftet werden.

– 	 Sind raumlufttechnische Anlagen in den Schulen 
vorhanden, sollten diese möglichst durchgehend 
mit Frischluftzufuhr in Betrieb sein. Umluftbetrieb 
ist zu vermeiden.

– 	 Vorhandene mobile Luftfilter sind ergänzend zur 
Lüftung einzusetzen. Sie ersetzen nicht das regel-
mäßige Lüften in den vorgegebenen Intervallen.

Die Vorgaben zum regelmäßigen Quer- oder Stoßlüften 
gelten auch für alle weiteren schulischen Räumlichkei-
ten wie beispielsweise das Lehrerzimmer und das 
Schulbüro. Die Schule regelt die Umsetzung in eigener 
Verantwortung entsprechend der räumlichen Gegeben-
heiten. Zur Lüftung in schulischen Kantinen wird auf 
die Vorgabe in Kap. 8 verwiesen.
Zuständig: Schulleitungen/pädagogisches Personal

6.3. 	Reinigung an Schulen
Für die Reinigung gelten grundsätzlich die Leistungs-
beschreibung für Gebäude-, Glas- und Fensterrahmen-
reinigung – in den von der Freien und Hansestadt 
Hamburg genutzten Gebäuden – (Ausgabe 2016) und 
die Reinigungspläne für Schulen und Sporthallen 
(Stand: 08.07.2016).
Da die große Sorge vor einer Übertragung durch 
Gegenstände (Klassenbücher, Schulbücher, Hefte) zu 

relativieren ist, können die entsprechenden Vorschrif-
ten und schuleigenen Regelungen gelockert werden.
Darüber hinaus werden die Reinigungsintervalle an die 
früheren Regelungen angepasst, wobei die Schülerin-
nen und Schüler wie gewohnt die Stühle am Ende des 
Schultages auf die Tische stellen und den Klassenraum 
besenrein hinterlassen. Die Maßnahmen verpflichten 
gleichzeitig die Schulgemeinschaft, auf Sauberkeit 
besonders in den Sanitärbereichen zu achten.
Eine täglich präsente und verfügbare Reinigungskraft 
für Ad-hoc-Maßnahmen steht weiterhin stundenweise 
zur Verfügung.
Bei Fachräumen und Sporthallen, die durch unter-
schiedliche Kohorten genutzt werden, soll regelmäßig 
gelüftet werden. Eine routinemäßige Flächendesinfek-
tion wird in Schulen auch in der jetzigen COVID-Pan-
demie durch das RKI nicht empfohlen. Auch hier ist 
die angemessene Reinigung völlig ausreichend.
Wird eine Desinfektion im Einzelfall durch das zustän-
dige Gesundheitsamt als notwendig erachtet, so ist 
diese durch ein professionelles Reinigungsunterneh-
men entsprechend der Handlungsempfehlung der Leit-
stelle Gebäudereinigung durchzuführen.
Zuständig: Schulbau Hamburg bzw. Gebäudemanage-
ment Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereini-
gung der FB

6.4. 	Hygiene im Sanitärbereich
In allen Toilettenräumen müssen ausreichend Sei-
fenspender, Einmalhandtücher oder Stoffhandtuchrol-
len aus retraktiven Spendersystemen bereitgestellt und 
regelmäßig aufgefüllt bzw. gewartet werden. Die ent-
sprechenden Auffangbehälter für Einmalhandtücher 
und Toilettenpapier sind vorzuhalten.
Toilettenbecken, Urinale, Toilettensitze, Armaturen 
und Waschbecken werden an Grund- und weiterfüh-
renden Schulen zweimal täglich gereinigt. Die Reini-
gung der Wände, Böden und die Entleerung der Papier-
behälter erfolgt nach Bedarf.
An berufsbildenden Schulen erfolgt die Reinigung ein-
mal täglich. Eine zweite Reinigung erfolgt durch eine 
Tageskraft nach Augenscheinnahme (Sichtreinigung). 
Handkontaktpunkte in Sanitärbereichen sollten bei 
der Reinigung gesondert berücksichtigt werden.
Zuständig: Schulbau Hamburg/Gebäudemanagement 
Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereinigung der 
FB

7. 	 Infektionsschutz in den künstlerischen Fächern und 
in Sport
Wie in allen anderen Fächern finden auch der Unter-
richt in den künstlerischen Fächern und der Sportun-
terricht im Klassenverband oder in klassenübergreifen-
den Lerngruppen, jedoch nicht in jahrgangsübergrei-
fenden Lerngruppen statt (Ausnahmen siehe Kap.2.1). 
Grundsätzlich gelten daher im Unterricht die modifi-
zierten Abstandsregeln (s.o.). Dennoch sind Unter-
richtssituationen mit direktem Körperkontakt zwi-
schen den Schülerinnen und Schülern weitestgehend 
zu vermeiden, um das Risiko einer Tröpfcheninfektion 
oder Ansteckung über Aerosole möglichst gering zu 
halten. Zu den einschlägigen MNB-Regelungen siehe 
Kapitel 3. Zudem gelten für die einzelnen Fächer fol-
gende besondere Regelungen:
Musik
Abweichend von den oben aufgeführten Regelungen 
zum Mindestabstand sind beim Gesang, beim Spielen 
von Blasinstrumenten und beim Tanz bis auf weiteres 
auch zwischen Schülerinnen und Schülern einer Klasse 
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oder einer Jahrgangsstufe ein Mindestabstand von 2,50 
Metern einzuhalten. Wenn dieser Sicherheitsabstand 
eingehalten wird, kann in musikpraktischen Phasen 
die Maske abgesetzt werden. Bei den musikpraktischen 
Angeboten sind die allgemeinen Hygieneregeln und 
hier insbesondere das Lüften zu beachten.

Theater

Um Körperkontakt zu vermeiden, müssen im Theater-
unterricht andere Ausdrucksformen der Körperlich-
keit gefunden werden; es werden zudem immer nur 
wenige Personen gleichzeitig im Raum und auf der 
Bühne agieren können. Außerdem gilt für das Spre-
chen im Chor bis auf weiteres ein Mindestabstand von 
2,50 Metern.

Sport

In allen Altersstufen sind Unterrichtssituationen mit 
direktem Körperkontakt weitestgehend zu vermeiden. 
Das körperbetonte Bewegungsfeld „Kämpfen und Ver-
teidigen“ kann derzeit nur eingeschränkt unterrichtet 
werden. Denkbar sind vor allem Technik-, Demonstra-
tions- und Gestaltungsaufgaben. Zudem ist Standard
tanz nicht zulässig.

Um möglichst uneingeschränkte sportpraktische Prü-
fungen zu ermöglichen, sind die Sportprofile (eA) und 
Prüfungskurse auf grundlegendem Niveau (gA), der 
aktuellen dritten Semester, von diesen Regelungen 
ausgenommen. In diesen Kursen müssen keine Min-
destabstände eingehalten werden, jedoch ist ein dauer-
hafter direkter Körperkontakt (ohne Maske) zu vermei-
den. Die Inhalte und Methoden sind an die Gegeben-
heiten anzupassen.

Schwimmen

Im Schwimmunterricht muss zu Angehörigen der eige-
nen Lerngruppe im Wasser und in den weiteren Räum-
lichkeiten der Schwimmbäder kein Mindestabstand 
eingehalten werden. Der Mindestabstand zu Personen, 
die nicht der eigenen Lerngruppe angehören, beträgt 
im Wasser 2,50 Meter, im Übrigen 1,50 Meter.

Begleitpersonen zum Schulschwimmen, die das Bad 
betreten, müssen gemäß dem 2-G-Zugangsmodell (§ 10j 
der EindämmungsVO) einen Coronavirus-Impfnach-
weis oder Genesenen-nachweis, jeweils in Verbindung 
mit einem amtlichen Lichtbildausweis vorzeigen. 
Alternativ müssen sie ein qualifiziertes schriftliches 
ärztliches Zeugnis (§ 10j Abs. 2 der EindämmungsVO) 
im Original darüber vorlegen, dass sie sich aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das 
Coronavirus impfen lassen können und einen negati-
ven Coronavirus-Testnachweis nach § 10h vorlegen.

Zuständig: Bäderland Hamburg, Fachlehrkräfte

8. 	 Mittagessen und Trinkwasserversorgung

Allgemein zugängliche Trinkwasserspender können 
wieder in Betrieb genommen werden. Dabei sollen 
Schülerinnen und Schüler darauf hingewiesen werden, 
dass sie vor Benutzung die Hände waschen.

Die gemeinschaftliche Nutzung der Kantinen ist für 
alle Jahrgangsstufen ohne Beachtung des Mindestab-
standes zwischen Schülerinnen und Schülern möglich. 
Dabei ist es empfehlenswert, dass die Essenspausen 
nach Kohorten getrennt organisiert werden.

Buffets zur Selbstbedienung dürfen gemäß § 15 der 
Verordnung zur Eindämmung des Coronavirus SARS-
CoV-2 vom 25.08.2020 ab dem 1. September 2020 wie-
der angeboten werden.

Folgende Hygienemaßnahmen sind zwingend zu 
beachten, wenn Buffets angeboten werden bzw. Schüle-

rinnen und Schüler kohortenübergreifend zur Mittags-
pause gehen:
– 	 Definierte Wegeführung („Einbahnstraßenprinzip“)
– 	 Ausreichenden Abstand zwischen den Personen bei 

der Aus- und Abgabe sowie der Essenseinnahme 
sicherstellen (mind. 1.5 m)

– 	 Abstand durch entsprechende Aufstellung/Reduzie-
rung von Stühlen und Tischen sicherstellen

– 	 Vor dem Essen Hände mit Wasser und Seife ausrei-
chend lange waschen (mindestens 30 Sekunden). 
Das gründliche Händewaschen hat immer Priorität. 
Als zweite Möglichkeit kann Handdesinfektions-
mittel für eine hygienische Händedesinfektion 
genutzt werden.

– 	 Schülerinnen und Schüler (mit Ausnahmen VSK) 
tragen eine medizinische Maske bis sie ihren 
Essplatz eingenommen haben.

– 	 Bei Buffets werden die Vorleger/Auffülllöffel beim 
Wechsel der Kohorten bzw. der zum Essen gehen-
den Gruppen ausgewechselt.

– 	 Auf den Abstand in Warteschlangen an Kassen, 
Ausgaben oder Automaten durch Markierungen auf 
dem Boden und Aufsteller aufmerksam machen

– 	 Bedienpersonal an Kassen oder der Ausgabe durch 
mechanische Barrieren (z. B. Acrylglas) schützen

– 	 Regelmäßige Stoßlüftung bspw. alle 20 Minuten, je 
nach Fenstergröße auch häufiger

Die Möglichkeit des getrennten Essens der Lerngrup-
pen in den jeweiligen Unterrichtsräumen über abge-
packte Essenslieferungen oder Lunchpakete sind in 
Abstimmung mit den Caterern weitere Möglichkeiten, 
um die Mittagessensversorgung sicherzustellen.
Zuständig für Trinkwasserspender: Schulleitung/Ham-
burg Wasser
Zuständig für Kantinenbetrieb: Schulleitung in 
Abstimmung mit dem Caterer

9. 	 Infektionsschutz im Schulbüro
Alle dargestellten Hygienemaßnahmen gelten selbst-
verständlich auch für die Schulbüros. Ergänzend haben 
die Schulen die Möglichkeit, Plexiglasscheiben im 
Empfangsbereich als sog. „Spuckschutz“ installieren zu 
lassen. Diese werden aus den Schulbudgets finanziert.
Zuständig: Schulleitung/Schulhausmeister

10. 	 Infektionsschutz bei der Ersten Hilfe
An erster Stelle steht immer die Sicherheit der Ersthel-
fenden. Wenn möglich, sollte der Mindestabstand von 
1,5 m zu anderen Personen gewahrt werden. Zur Mini-
mierung des gegenseitigen Ansteckungsrisikos für die 
ersthelfende und die hilfebedürftige Person sollte von 
beiden eine medizinische Maske getragen werden. 
Wenn direkter körperlicher Kontakt notwendig ist, 
sollten Ersthelfende Einmalhandschuhe tragen.
Nach der Erste-Hilfe-Leistung sollten die Hände 
gründlich gewaschen und optimaler Weise ergänzend 
desinfiziert werden. Hierfür ist Händedesinfektions-
mittel, möglichst beim Erste-Hilfe-Material, zur Ver-
wendung durch Ersthelfende bereitzuhalten.
Zuständig: Schulleitung/Hausmeister

11. 	 Konferenzen und Versammlungen
Schulinterne Konferenzen und Arbeitsgruppensitzun-
gen der Beschäftigten sind im Schuljahr 2021/2 unter 
Wahrung aller einschlägigen Infektionsschutzmaßnah-
men möglich um die vollständige Umsetzung des 
Unterrichts nach Stundentafel, die Priorität genießt, 
sicherzustellen.
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Sitzungen der schulischen Gremien sowie weitere 
schulische Veranstaltungen (wie z. B. Elternabende) 
finden regelhaft unter Einhaltung der Hygienevor-
schriften statt, siehe auch Kapitel 2 und 3. Hierzu gehö-
ren auch Findungsverfahren. Auf freiwilliger Basis 
kann eine 3-G-Zugangsregelung eingeführt werden.

Die Schulleitungen prüfen, ob die Anzahl und Dauer 
der schulischen Gremiensitzungen vorübergehend 
reduziert werden sollten, dabei sind die Vorgaben des 
Schulgesetzes einzuhalten. Um die Durchführung der 
Gremiensitzungen zu sichern, soll auch die Form der 
Videokonferenz geprüft werden.

Zuständig: Schulleitung

12. 	 Zugang von Eltern und schulfremden Personen

Eltern und schulfremde Personen müssen auf dem 
Schulgelände und im Schulgebäude eine medizinische 
Maske tragen. Darüber hinaus muss ihr Besuch von der 
Schule dokumentiert werden (siehe Kap. 14). Zu die-
sem Zweck können Schulen die Luca-App zu nutzen, 
sie ist aber nicht verpflichtend.

Die Eltern werden zudem gebeten, ihre Kinder vor 
dem Schulgebäude zu verabschieden oder in Empfang 
zu nehmen. Sie melden sich im Schulbüro oder bei 
anderen mit der Dokumentation beauftragten Perso-
nen der Schule an, wenn sie ein Gespräch mit einer 
Lehrkraft in der Schule führen möchten.

Die Schule soll für alle nicht im hamburgischen Schul-
gesetz vorgeschriebenen Kontakte zu Eltern, anderen 
Sorgeberechtigten und weiteren schulfremden Perso-
nen ein 2-G-Zugangsmodel gemäß § 10j der Eindäm-
mungsverordnung vorsehen. Betroffen sind insbeson-
dere Tage der offenen Tür, Weihnachtsfeiern, Theater-
aufführungen und Sportveranstaltungen in Schulen 
vor Publikum.

Zuständig: Schulleitung

13. 	 Reiserückkehrerinnen und Reiserückkehrer

Personen, die aus dem Ausland zurückkehren, dürfen 
innerhalb von zehn Tagen nach Einreise nur dann das 
Schulgelände betreten oder an schulischen Veranstal-
tungen teilnehmen, wenn sie einen negativen Test-
nachweis gemäß § 23 Eindämmungsverordnung vorle-
gen. Dies kann gemäß Kap. 1.2

– 	 ein Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO sein, der bei einem zuge-
lassenen Testzentrum durchgeführt und durch ein 
negatives Ergebnis bestätig wurde, das nicht älter 
als 24 Stunden ist oder

– 	 ein negatives PCR Test-Ergebnis sein, das § 10 d 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO entspricht und 
nicht älter als 48 Stunden ist.

Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler unter 12 
Jahren und auch nach Rückkehr vin Verwandtenbesu-
chen. Hat eine Schule Hinweise darauf, dass Schülerin-
nen und Schüler oder andere Personen aus dem schuli-
schen Umfeld diese Bedingungen nicht erfüllen, sind 
sie umgehend nach Hause zu schicken und bis zur 
Vorlage entsprechender Bescheinigungen vom Präsen-
zunterricht auszuschließen.

14. 	 Dokumentation und Nachverfolgung

Zentral in der Bekämpfung jeder Pandemie ist das 
Unterbrechen der Infektionsketten. Um im Falle einer 
Infektion bzw. eines Verdachtsfalls ein konsequentes 
Kontaktmanagement durch das Gesundheitsamt zu 
ermöglichen, ist vor allem Folgendes zu beachten:

– 	 regelhaftes Dokumentieren der Anwesenheit in den 
Klassen- und Kursbüchern,

– 	 regelhaftes Dokumentieren der Gruppenzusam-
mensetzung im Ganztag an GTS Schulen durch die 
Schule, an GBS-Standorten durch den Träger,

– 	 tägliche Dokumentation der Anwesenheit des regel-
haft in der Schule eingesetzten Personals,

– 	 Dokumentation von Einzelförderung mit engem 
Kontakt zu Schülerinnen und Schülern (z. B. Schul-
begleiter)

– 	 Falls nicht anderweitig dokumentiert (z. B. durch 
Sitzungsprotokolle des Elternabends, Stundenplan 
der Lerngruppe oder Terminkalender der Bera-
tungslehrkraft) ist eine tägliche Erfassung der 
Anwesenheit weiterer Personen über Namens- und 
Telefonlisten erforderlich. Dies sind z. B. Handwer-
ker, Vertreterinnen und Vertreter der Schulauf-
sicht, Fachleiterinnen und Fachleiter, außerschuli-
sche Partner oder Erziehungsberechtigte. In der 
Regel geschieht dies im Schulbüro durch die eine 
Verwaltungskraft, die Schulleitung kann aber auch 
andere Personen beauftragen.

Die Kontaktdaten sind gemäß § 7 der Verordnung zur 
Eindämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 unter 
Angabe des Datums und der Uhrzeit der Eintragung 
vier Wochen aufzubewahren. Dabei ist sicherzustellen, 
dass unbefugte Dritte keine Kenntnisse von den Kon-
taktdaten erlangen können. Die Kontaktdaten sind 
nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu löschen oder zu 
vernichten.

Die im Kontext eines Befreiungsantrages von der Mas-
kenpflicht oder vom Präsenzunterricht eingereichten 
Atteste sind vertraulich zu behandeln und vor der Ein-
sichtnahme Dritter zu schützen. Atteste von Schülerin-
nen und Schüler sind in der Schülerakte aufzubewah-
ren und unterliegen den datenschutzrechtlichen Vor-
gaben, die für besonders sensible personenbezogene 
Daten gelten. Atteste der Beschäftigten sind im Origi-
nal verschlossen an das für die jeweilige Schule zustän-
dige Personalsachgebiet zur Aufnahme in die Personal-
akte weiterzuleiten.

Darüber hinaus ist nach Bundesinfektionsschutzgesetz 
der 3-G-Status der Mitarbeitenden zu erfassen. Bei Mit-
arbeitenden, die weder geimpft noch genesen sind, ist 
die Testung täglich zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation der durchgeführten Testungen ist bei den jewei-
ligen Vorgesetzten (Schulleitungen, Abteilungsleitun-
gen) bzw. den erfassenden Personen (z. B. Mitarbei-
tende der Schulbüros) unter Verschluss zu halten und 
am Ende des sechsten Monats nach Erhebung jeweils 
zu löschen bzw. zu vernichten.

Zuständig: Schulleitung

15. 	 Akuter Coronafall und Meldepflichten

Sollten in Schule bei Schülerinnen und Schülern oder 
Beschäftigen einer Schule einschlägige Corona-Symp-
tome auftreten (siehe zur Beschreibung unter Kap. 4) 
oder ein positiver Schnelltest bekannt werden, so sind 
Schülerinnen und Schüler ggf. bis zur Abholung durch 
die Eltern in einen gesonderten Raum zu führen. 
Beschäftigte werden gebeten, das Schulgelände zu ver-
lassen.

Bei COVID-19-Verdachtsfällen (z. B. durch einen posi-
tiven Schnelltest) oder bei bestätigten COVID-19- 
Infektionen informiert die Schulleitung umgehend das 
zuständige Gesundheitsamt sowie die Schulbehörde 
und die Schulaufsicht über das Corona-Funktionspost-
fach der Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) 
(corona@bsb.hamburg.de). Über die in der betroffenen 
Schule zu ergreifenden Maßnahmen wie z. B. die 
Schließung einer Klasse oder Schule entscheidet 
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danach ausschließlich das zuständige Gesundheitsamt. 
Diese Entscheidung ist den Gesundheitsexperten vor-
behalten und liegt nicht im Ermessen der Schule oder 
der Schulleitung.
Zuständig: Schulleitung

Durchführungsgrundsätze „Job4000“ 
– Programm zur besseren beruflichen 

Integration besonders betroffener schwer- 
behinderter Menschen gemäß Sozial- 

gesetzbuch – Neuntes Buch – (SGB IX)

§ 1
Zielsetzung

Das Programm „Job4000“ zur besseren beruflichen Inte-
gration besonders betroffener schwerbehinderter Menschen 
ist aus dem gemeinsamen Programm des Bundes und der 
Länder aus dem Jahr 2007 entstanden und fortentwickelt 
worden. „Job4000“ wird durch das Integrationsamt Ham-
burg gemeinsam mit der Hamburger Agentur für Arbeit 
und dem Jobcenter team.arbeit.hamburg durchgeführt. Die 
zusätzlichen Leistungen dieses Arbeitsmarktprogrammes 
werden je nach individueller Notwendigkeit mit Leistun-
gen der Regelförderungen des SGB II, SGB III und SGB IX 
kombiniert eingesetzt. Das Programm Job4000 bietet 
zusätzliche individuelle Förderung für arbeitslose schwer-
behinderte Menschen an, die besondere Schwierigkeiten 
haben, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. 
Der Personenkreis wird insbesondere über § 155 Absatz 1 
Nummern 1 und 2 SGB IX definiert.

§ 2
Maßnahmen und Mittelausstattung

Auch in den Jahren 2022 bis 2026 sollen mit besonderer 
Förderung des Integrationsamtes aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe schwerbehinderte Menschen in Hamburg in 
den ersten Arbeitsmarkt integriert werden.

§ 3
Zusammenarbeit

Die Durchführung des Programms Job4000 erfolgt in 
enger Zusammenarbeit zwischen dem Integrationsamt der 
Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Inte-
gration, dem Jobcenter team.arbeit.hamburg für schwerbe-
hinderte Menschen und der Agentur für Arbeit Hamburg.

§ 4
Neue Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen

(1) Das Programm will in Hamburg zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze für die Zielgruppe beitragen. Mit der Förde-
rung soll erreicht werden, dass ein geförderter Arbeitsplatz 
auch nach Ablauf der Förderung dauerhaft bestehen bleibt 
und die Zahl der beschäftigten schwerbehinderten Men-
schen in dem Betrieb durch den geförderten Arbeitsplatz 
steigt.

(2) Das Programm ermöglicht in Hamburg für die Ziel-
gruppe in Verbindung mit Eingliederungszuschüssen ande-
rer Leistungsträger eine bis zu zehnjährige Lohnkostenför-
derung. Hierzu stellt Job4000 zusätzliche Eingliederungs-
zuschüsse für zwei Beschäftigungsjahre bereit, die an die 
Arbeitgeber ausgezahlt werden. Voraussetzung hierfür ist 
eine mindestens zweijährige Gewährung von Eingliede-
rungszuschüssen durch den zuständigen Reha-Träger. Die 
sonstigen einschlägigen Regularien für Eingliederungszu-
schüsse des SGB III werden angewendet.

Die Höhe der zweijährigen Förderung beträgt je Förder-
jahr von Job4000 30 % des Bruttolohnes. Der Wechsel aus 
Inklusionsbetrieben auf einen anderen sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsplatz des ersten Arbeitsmarktes wird mit 
einem zweijährigen Lohnkostenzuschuss in Höhe von 50 % 
des Bruttolohnes unter Einschluss des Arbeitgeberanteils 
zum Sozialversicherungsbeitrag gefördert.

(3) Geförderte Teilzeitarbeitsverhältnisse müssen eine 
Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden/Woche umfassen 
und sozialversicherungspflichtig sein. In Inklusionsbetrie-
ben gilt eine wöchentliche Beschäftigungszeit von mindes-
tens zwölf Stunden.

(4) Die Leistungen zur Förderung von Arbeitsplätzen 
können bei den in § 3 genannten Stellen beantragt werden. 
Der Hamburger Integrationsfachdienst unterstützt nöti-
genfalls die Antragstellung. Die Einzelheiten des Verfah-
rens werden auf der Internetseite des Integrationsamtes der 
Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Inte
gration (www.hamburg.de/Integrationsamt) bekannt gegeben.

§ 5
Mindestlohn

Es ist der geltende Mindestlohn für das zu fördernde 
Arbeitsverhältnis sicherzustellen. Dessen Höhe richtet sich 
nach den jeweils anzuwendenden tariflichen oder gesetzli-
chen Bestimmungen.

§ 6
Durchführung und Dokumentation

Die Gesamtverantwortung für die Durchführung und 
finanzielle Abwicklung des Programms in Hamburg liegt 
beim Integrationsamt der Behörde für Arbeit, Gesundheit, 
Soziales, Familie und Integration. Die Dokumentation der 
geförderten Maßnahmen, die Organisation der Öffentlich-
keitsarbeit, die Berichtserstellung sowie die Koordinierung 
der Zusammenarbeit mit den in § 3 genannten Stellen, 
erfolgt durch das Integrationsamt der Behörde für Arbeit, 
Gesundheit, Soziales, Familie und Integration.

§ 7
Auszahlung der Förderleistung

Die Auszahlung von Förderleistungen an Arbeitgeber 
nach dem Programm „Job4000“ erfolgt durch das Integrati-
onsamt auf Rechtsgrundlage der von den in § 3 genannten 
Stellen ergangenen Förderbescheiden und deren fachlicher 
Befürwortung des Vorliegens der Fördervoraussetzungen 
nach diesem Programm.

§ 8
Vorrang gesetzlicher Ansprüche

Die Leistungen des Programms sind zusätzliche Leis-
tungen. Gesetzliche Leistungsansprüche sind vorrangig in 
Anspruch zu nehmen und erst danach der Bedarf an den 
zusätzlichen Programmleistungen festzulegen. Es bestehen 
keine Rechtsansprüche auf die Leistungen aus dem Pro-
gramm.

§ 9
Laufzeit des Programms und Antragsschluss

Förderanträge nach § 3 müssen bis zum 31. Dezember 
2026 gestellt werden. Die Förderung nach diesem Pro-
gramm kann nur im Rahmen der verfügbaren Mittel erfol-
gen. Die Zahlbarmachung der Fördermittel muss bis zum 
31. Dezember 2036 erfolgt sein.

Hamburg, den 8. Dezember 2021

Die Behörde für Arbeit, Gesundheit, 
Soziales, Familie und Integration

Amtl. Anz. S. 2206
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Herstellung einer Erschließungsanlage 
im Stadtteil Neugraben-Fischbek

Endgültige Herstellung:

Nach § 49 Absatz 5 des Hamburgischen Wegegesetzes in 
der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83), 
zuletzt geändert am 28. November 2017 (HmbGVBl. S. 361), 
wird bekannt gemacht:

Die nachstehend aufgeführte Erschließungsanlage ist 
endgültig hergestellt worden:

Lfd.	 Bezeichnung der Erschließungsanlage 
Nr.

1	 Zum Wachtelkönig 
von Neugrabener Allee bis Am Johannisland

Die Bekanntmachung ist auch unter www.hamburg.de/
bekanntmachungen-anliegerbeitraege einzusehen.

Hamburg, den 21. Dezember 2021

Die Behörde für Wissenschaft, Forschung,  
Gleichstellung und Bezirke

Amtl. Anz. S. 2207

Veröffentlichung des aktualisierten Hoch- 
wasserrisikomanagementplans sowie der 
zweiten Aktualisierung des Bewirtschaf- 
tungsplans und Maßnahmenprogramms 

der Flussgebietsgemeinschaft Elbe
Gemäß § 75 Absatz 6 und § 79 Absatz 1 WHG wird am 

22. Dezember 2021 der aktualisierte Hochwasserrisikoma-
nagementplan (HWRM-Plan) der Flussgebietsgemein-
schaft Elbe (FGG Elbe) veröffentlicht.

HWRM-Pläne werden für die Risikogebiete in den Fluss
gebietseinheiten aufgestellt. Sie sind nach § 75 Absatz 4 
WHG mitgliedsstaatenübergreifend zu koordinieren sowie 
nach Absatz 5 der Vorschrift auf deutschem Hoheitsgebiet 
als einziger Plan für eine Flussgebietseinheit zu erstellen.

Die FGG Elbe hatte bereits im ersten Umsetzungszyklus 
der HWRM-Richtlinie im Jahr 2015 beschlossen, für das 
deutsche Elbeeinzugsgebiet einen gemeinsamen HWRM-
Plan aufzustellen und diesen im Internet unter www. 
fgg-elbe.de zu veröffentlichen. Dieser länderübergreifende 
Plan hat ebenso Gültigkeit für die gesamte Flussgebietsein-
heit Elbe, wie auch für die einzelnen Länder der FGG Elbe, 
so auch für Hamburg.

Der für den zweiten Umsetzungszyklus der HWRM- 
Richtlinie aktualisierte HWRM-Plan der FGG Elbe wird 
gemeinsam mit dem zugehörenden Umweltbericht und 
zugehörender Umwelterklärung ab dem 22. Dezember 2021 
zusätzlich auf der Internetseite der Behörde für Umwelt, 
Klima, Energie und Agrarwirtschaft unter folgender URL 
zur Verfügung gestellt:

www.hamburg.de/hochwasserrisikomanagementplan.

Für das Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg 
wurde als Ergänzung und Konkretisierung des aktualisier-
ten HWRM-Plans der FGG Elbe eine eigene Veröffent
lichung erstellt. In diesem Hintergrunddokument werden 
die grundlegenden Informationen zum HWRM für Ham-
burg bereitgestellt. Im Anhang zu diesem Hintergrund
dokument sind die insgesamt 364 Einzelmaßnahmen aufge-
listet, die in aggregierter Form in den nationalen HWRM-
Plan eingegangen sind. Dieses Hintergrunddokument steht 
ebenfalls ab dem 22. Dezember 2021 unter gleicher URL 
zur Verfügung.

Gemäß § 84 Absatz 1 und § 85 WHG wird am 22. Dezem-
ber 2021 die zweite Aktualisierung des Bewirtschaftungs-
plans und des Maßnahmenprogramms der Flussgebietsge-
meinschaft Elbe (FGG Elbe) veröffentlicht. Für das deut-
sche Elbeeinzugsgebiet hat die FGG Elbe die aktualisierten 
Dokumente im Internet unter www.fgg-elbe.de bereitge-
stellt. Der länderübergreifende Bewirtschaftungsplan und 
das länderübergreifende Maßnahmenprogramm gelten für 
die gesamte Flussgebietseinheit Elbe, auch für das Gebiet 
der Freien und Hansestadt Hamburg.

In Ergänzung und zur Konkretisierung der zweiten 
Aktualisierung des Bewirtschaftungsplans und des Maß-
nahmenprogramms der Flussgebietsgemeinschaft Elbe 
(FGG Elbe) wurde ein „Beitrag der Freien und Hansestadt 
Hamburg zur zweiten Aktualisierung des Bewirtschaftungs-
plans nach § 83 WHG bzw. Artikel 13 der Richtlinie 
2000/60/EG für den deutschen Teil der Flussgebietseinheit 
Elbe für den Zeitraum von 2022 bis 2027“ erstellt. In diesem 
Hintergrunddokument werden die notwendigen Informa
tionen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in 
Hamburg bereitgestellt. Im Anhang 2 zu diesem Hinter-
grunddokument sind in den Wasserkörpersteckbriefen 
auch die Maßnahmentypen genannt, die in aggregierter 
Form in das Maßnahmenprogramm eingegangen sind. Die-
ses Hintergrunddokument steht ab dem 22. Dezember 2021 
unter www.hamburg.de/wrrl zur Verfügung.

Hamburg, den 21. Dezember 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 2207

Einleitung eines 
Erhaltungsverordnungs-Verfahrens

Das Bezirksamt Hamburg-Nord beschließt nach § 172 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in 
der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3635), geän-
dert am 8. August 2020 (BGBl. I S. 587, 591), für das Gebiet 
Hohenfelde eine Erhaltungsverordnung aufzustellen.

Eine Karte, in der das Gebiet farbig angelegt ist, kann im 
Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirksamtes Ham- 
burg-Nord während der Dienststunden eingesehen werden.

Das Gebiet im Bezirk Hamburg-Nord, Stadtteil Hohen-
felde, Ortsteil 417, wird wie folgt begrenzt:
–	 Südgrenze des Flurstücks 358 (Eilenau) zwischen den 

Straßenzügen Kuhmühle und Wartenau,
–	 Ostgrenze des Flurstücks 356 (Kuhmühle) zwischen den 

Straßenzügen Eilenau und Güntherstraße,
–	 Nordgrenze/Nordostgrenze des Flurstücks 490 (Gün-

therstraße) zwischen den Straßenzügen Kuhmühle und 
Lübecker Straße,

–	 Nordgrenze des Flurstücks 1235 (Lübecker Straße) zwi-
schen den Straßenzügen Lessingstraße/Güntherstraße 
und Wartenau,

–	 Westgrenze des Flurstücks 755 (Wartenau) zwischen 
den Straßenzügen Eilenau und Lübecker Straße.
In diesem Gebiet sollen Genehmigungen für die Errich-

tung, den Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsände-
rung baulicher Anlagen aus besonderen Gründen des § 172 
Absatz 3 BauGB versagt werden können.

Die baulichen Anlagen in dem Gebiet sollen erhalten 
bleiben, weil sie allein oder im Zusammenhang mit anderen 
baulichen Anlagen das Ortsbild und die Stadtgestalt in die-
sen Teilbereichen des Stadtteils Hohenfelde prägen und 
von städtebaulicher und geschichtlicher Bedeutung sind.

Hamburg, den 1. Juni 2021
Das Bezirksamt Hamburg-Nord

Amtl. Anz. S. 2207
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ErhVO Hohenfelde Übersichtskarte (Erstellt am: 20.01.2021)
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Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Birrenkovenallee –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung 
Oldenfelde, Ortsteil 526, belegenen Wegeflächen Birrenko-
venallee (Flurstücke 1935 teilweise, 1959 [2962 m²], 2636 
[1282 m²] und 1942 [521 m²]), Delingsdorfer Weg bis Olden-
felder Straße verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allge-
meinen Verkehr gewidmet.

Die Widmung für den Verbindungsweg vom Kehren
ende bis zur Oldenfelder Straße wird auf den Fußgänger- 
und Radfahrverkehr beschränkt.

Das Brückenbauwerk und die Gewässerfläche auf dem 
Flurstück 1935 teilweise werden von der Widmung nicht 
berührt. Die Widmung bezieht sich lediglich auf die Stra-
ßenoberfläche.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wege-
flächen liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Ham-
burg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Während 
dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die beab-
sichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
schriftlich oder zu Protokoll des Managements des öffentli-
chen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 25. November 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2209

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Halenreie –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Volksdorf, Ortsteil 525, belegene 
Verbreiterungsfläche Halenreie (Flurstück 8227 [14 m²], 
heute 8329 teilweise) mit sofortiger Wirkung dem allgemei-
nen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte Maß-
nahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder zu 

Protokoll des Managements des öffentlichen Raumes des 
Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 25. November 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2209

Verzeichnis der zur Abgabe von 
Verpflichtungserklärungen für die 

Hamburger Stadtentwässerung 
berechtigten Personen

Nach § 10 des Gesetzes zur Errichtung der Anstalt Ham-
burger Stadtentwässerung (SEG) vom 20. Dezember 1994 
(HmbGVBl. S. 435) in Verbindung mit § 2 der Satzung für 
die Hamburger Stadtentwässerung – Anstalt des öffentli-
chen Rechts – vom 28. März 1995 (HmbGVBl. S. 69) bedür-
fen Erklärungen, durch die die Hamburger Stadtentwässe-
rung privatrechtlich verpflichtet werden soll, der schriftli-
chen Form.

Sofern Verpflichtungserklärungen der Hamburger Stadt
entwässerung nicht gemeinsam von den beiden Geschäfts-
führern

– Herrn Ingo Hannemann 
und Herrn Dr. Johannes Brunner –

oder von einem Geschäftsführer zusammen mit einem der 
Prokuristen

– Herren Arnd Wendland, 
Carsten Pohl und Helmut Pusch –

oder von zwei der Prokuristen gemeinsam abgegeben wer-
den, sind Verpflichtungserklärungen der Hamburger Stadt
entwässerung gegenüber Dritten gültig, wenn sie von zwei 
ermächtigten Angestellten oder einem ermächtigten Ange-
stellten zusammen mit einem Geschäftsführer oder einem 
Prokuristen unterzeichnet sind.

Die von der Geschäftsführung gemäß § 10 SEG und § 2 
der Satzung für die Hamburger Stadtentwässerung ermäch-
tigten Angestellten, auf die sich die Vertretungsbefugnis 
erstreckt, werden nachstehend namentlich genannt.

1. 	 Für Arbeitsverträge (Abschluss, Aufhebung, Änderung 
und Kündigung) sind zeichnungsbefugt:
Ebeloe, Andrea
Hansen, Konstanze
Hinrichsen, Sabine
Kröger, Eva
Stiller, Ursula
Teichmann, Marco
Tesch, Sabine
Wentzler, Kristin

2. 	 Für öffentlich-rechtliche Verträge (Abschluss, Aufhe-
bung, Änderung und Kündigung) gemäß § 8 Absatz 2 
des Sielabgabengesetzes (SAG) in der Fassung vom  
12. Juli 2005 (HmbGVBl. S. 292) sind zeichnungsbefugt:
Günner, Christian
Jäger, Enno
Lohse-Thiele, Kristina
Sornkhom, Sabine
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3. 	 Zum Abschluss von Vergleichen sowie zur Erklärung 
von Anerkenntnissen im Zusammenhang mit der 
Abwehr von Forderungen aus versicherten Schadensfäl-
len sind ermächtigt:
Baresel, Nicole (bis zu 5000,– Euro)
Kaya, Kirsten (bis zu 5000,– Euro)
Wenz, Nicole (bis zu 10 000,– Euro)
Sornkhom, Sabine (bis zu 10 000,– Euro)

4. 	 Für Kreditverträge (Abschluss, Aufhebung, Änderung 
und Kündigung) sind gemeinsam mit einem Geschäfts-
führer zeichnungsbefugt:
Brinkmann, Jan
Aschauer, Markus

5. 	 Ermächtigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Hamburger Stadtentwässerung für Vertragsabschlüsse 
sonstiger Art, Änderungen und Aufhebungen von Ver-
trägen sowie Kündigungen, wobei sich die nachstehend 
genannte Höhe jeweils auf den Auftragswert des Vertra-
ges bezieht; bei Änderungen des Vertrags ist für die 
Vertretungsbefugnis lediglich die Höhe der mit der 
Änderung verbundenen finanziellen Verpflichtung für 
die Hamburger Stadtentwässerung maßgeblich; es ist 
ausreichend, dass nur eine/r der beiden Unterzeichner/
innen die erforderliche wertmäßige Befugnis für die 
jeweilige Verpflichtungserklärung hat:
Name	 Höhe in Euro (netto) bis zu
Anger, Zora	 250 000,–
Augustin, Dr. Kim	 2 500 000,–
Auksutat, Mathias	 250 000,–
Bakar, Tülay	 1000,–
Baumgart, Jens	 250 000,–
Beckmann, Marie Sophie	 50 000,–
Bettac, Michael	 25 000,–
Bittermann, Alexander	 50 000,–
Braukmann, Ole	 50 000,–
Buchholtz, Karin	 50 000,–
Buchhorn, Timor	 50 000,–
Buchner, Wolfgang	 50 000,–
Buddrus, Birgit	 50 000,–
Buhr, Doris	 50 000,–
Burg, Christan	 50 000,–
Calmer, Thomas	 250 000,–
Carstensen, Iris	 250 000,–
Ciossek, Melanie	 50 000,–
Dammann, Dr. Eckhard	 250 000,–
Dikomey, Andreas	 250 000,–
Dreher, Alexander	 50 000,–
Drewing, Julia	 1000,–
Dupuis, Frank	 10 000,–
Ebeloe, Andrea	 250 000,–
Ercolano, Lucatina	 250 000,–
Erdmann, Henning	 50 000,–
Ewert, Christoph	 250 000,–
Ewert, Delia	 250 000,–
Fenner, Jennifer	 50 000,–
Fittkau, Mathias	 250 000,–
Frank, Marco	 250 000,–

Franz, Wolfgang	 250 000,–
Fricke, Phillip	 50 000,–
Fürstenau, Olaf	 250 000,–
Gaschemann-Frank, Ina Maria	 50 000,–
Geister, Roland (bis 04/24)	 250 000,–
Giese, Thomas	 250 000,–
Glor, Florian	 2 500 000,–
Großkreutz, Niels	 50 000,–
Gudra, Ingo	 25 000,–
Günner, Christian	 2 500 000,–
Hansen, Konstanze	 10 000,–
Hanßen, Harald	 250 000,–
Hartung, Dr. Corinna	 250 000,–
Haskamp, Thorsten	 250 000,–
Heck, Eckhard	 2 500 000,–
Heierhorst, Ralf	 10 000,–
Heinz, Hans Joachim	 250 000,–
Helms, Ralf	 250 000,–
Hense, Ralf	 250 000,–
Hildebrandt, Thomas	 250 000,–
Hinrichs, Holm	 250 000,–
Hinrichsen, Sabine	 10 000,–
Hönigschmid, Lars	 250 000,–
Hünemeyer, Cornelius	 2 500 000,–
Jäger, Enno	 250 000,–
Jahnke, Olaf	 1000,–
Janzen, Annika	 50 000,–
Jentzsch, Matthias	 1000,–
Kahl, Matthias	 50 000,–
Kauffert, Roland	 50 000,–
Kerkow, Ralph	 50 000,–
Kilgast, Nadine	 5000,–
Kinzen, Britta	 50 000,–
Kiss, Michaela	 2 500 000,–
Klett, Torsten	 10 000,–
Koch, Benjamin	 250 000,–
König, Daniela	 250 000,–
Koschmieder, Dr. Martin	 2 500 000,–
Kreska, Stefan	 250 000,–
Kröger, Eva	 10 000,–
Kröger, Rainer	 250 000,–
Kwieduk, Christoph	 10 000,–
Lange, Holger	 250 000,–
Lehmkuhl, Jürgen	 50 000,–
Lenz, Steffi	 50 000,–
Liebchen, Melanie	 50 000,–
Lietz, Redmer	 50 000,–
Lohse-Thiele, Kristina	 250 000,–
Lucks, Fraucke	 2 500 000,–
Lüthje, André	 50 000,–
Maader, Michael	 250 000,–
Marquardt, Björn	 250 000,–
Matenaar, Christian	 50 000,–
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Merkel, Anna	 250 000,–
Michaelsen, Daniela	 50 000,–
Oehlert, Horst	 10 000,–
Ohle, Andreas	 25000,–
Olivier, Mischa	 50 000,–
Osterkrüger, Susanne	 250 000,–
Otte, Sebastian	 1000,–
Otten, Christina	 50 000,–
Peters, Nils	 50 000,–
Petersen, Philip	 50 000,–
Pinck, Silke	 10 000,–
Pisarczak, Martin	 10 000,–
Plückers, Jutta	 50 000,–
Policke, Nadja	 250 000,–
Pollmann, Yannik	 50 000,–
Pries-Wapsa, Andrea	 1000,–
Pütter, Manfred	 250 000,–
Reckow, Catrin	 50 000,–
Ritscher, Maik	 10 000,–
Ritter, Sina Timea	 250 000,–
Sannmann, Kristof	 250 000,–
Schmidt, Mario	 50 000,–
Schnell, Heike	 250 000,–
Schubert, Eva	 250 000,–
Schultz, Julian	 250 000,–
Schultz, Marina	 50 000,–
Schulz, Christian	 50 000,–
Schuster, Martin	 250 000,–
Schütze, Daniel	 10 000,–
Schuylenburg, Gerd	 250 000,–
Schwarz, Franz	 50 000,–
Seebold, Dominik	 10 000,–
Seiffert, Katarina	 50 000,–
Seutter, Ralf	 250 000,–
Sievers, Marco	 250 000,–
Sobottka, Isabell	 250 000,–
Sörensen, Arne	 250 000,–
Sornkhom, Sabine	 50 000,–
Springer, Sabine	 1000,–
Stehling, Cecilia	 2 500 000,–
Stenbuck bis 06/2024), Solveig	 250 000,–
Stiller, Ursula	 250 000,–
Stöck, Anika	 50 000,–
Stoll, Silke	 50 000,–
Taschendorf, Manfred	 250 000,–
Teichmann, Marco	 10 000,–
Tesch, Sabine	 10 000,–
Thiele, Volker	 10 000,–
Vetter, Burkhard	 250 000,–
Vetter, Lars	 25000,–
von Harling, Georg	 250 000,–
von Mühlen, Alexander	 250 000,–
Wendland, Arnd	 2 500 000,–

Wentzler, Kristin	 50 000,–
Wenz, Nicole	 50 000,–
Witte, Gernot	 10 000,–
Zimmermann, Daniel	 250 000,–

6. 	 Gemeinsam mit einem Geschäftsführer, einem Proku-
risten oder einem ermächtigten Mitarbeiter gemäß Zif-
fer 5 ist zu grundbuchlichen Zwecken zur Abgabe und 
Entgegennahme aller Erklärungen, die zur Eintragung 
(nur in Abteilung II) oder Löschung (in Abteilung II 
und III) von Rechten in den Grundbüchern erforderlich 
sind oder werden und zur Bewilligung und zur Beantra-
gung dieser Rechte in der Form des §   29 GBO auch 
ermächtigt:
Hönigschmid, Lars
Vogt, Kristina

7. 	 Gemeinsam mit einem Geschäftsführer, einem Proku-
risten oder einem ermächtigten Mitarbeiter gemäß Zif-
fer 5 ist zum Abschluss von Rechtsgeschäften und zur 
Abgabe und Entgegennahme von Erklärungen, die sich 
auf die Veräußerung, den Erwerb sowie die Nutzungs-
überlassung (z. B. Vermietung oder Verpachtung) von 
beliebigen Grundbesitz, d. h. insbesondere in Form von 
Grundstücken, Wohnungseigentum, Teileigentum, Erb
baurechten und/oder Miteigentumsanteilen beziehen, 
insbesondere den jeweiligen schuldrechtlichen und 
dinglichen Vertrag, auch ermächtigt:
Hönigschmid, Lars (bis 500 000,– Euro)
Vogt, Kristina (bis zu 100 000,– Euro)

8. 	 Für Vertretungen vor Gericht sind ermächtigt, wobei 
diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter jeweils einzel-
vertretungsberechtigt und zur Erteilung von Untervoll-
macht berechtigt sind:
Pohl, Carsten
Sornkhom, Sabine

nur vor Arbeitsgerichten und Verwaltungsgerichten:
Pusch, Helmut
Teichmann, Marco
Christina Otten
Stiller, Ursula
Petersen, Philip

Die am 30. Oktober 2020 im Amtlichen Anzeiger veröf-
fentlichten Vertretungsbefugnisse werden hiermit widerru-
fen.

Hamburg, den 21. Dezember 2021

Hamburger Stadtentwässerung 
– Geschäftsführung – Amtl. Anz. S. 2209

Verzeichnis der zur Abgabe von 
Verpflichtungserklärungen berechtigten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Universitätsklinikums 

Hamburg-Eppendorf (UKE) 
– Körperschaft des öffentlichen Rechts –
Nach § 11 Absätze 5 und 6 des Gesetzes zur Errichtung 

der Körperschaft „Universitätsklinikum Hamburg-Eppen-
dorf“ (UKEG) vom 12. September 2001 (HmbGVBl. S. 375), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juli 2014 (HmbGVBl. 
S. 299, 326), bedürfen Erklärungen, durch die das UKE 
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privatrechtlich verpflichtet werden soll, der Schriftform 
und gemäß § 5 Absatz 1 der Satzung des UKE vom 25. Juni 
2002 (HmbGVBl. S. 115), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 22. März 2021 (Amtl. Anz. Nr. 27 S. 522), der Unter-
schrift von zwei Mitgliedern des Vorstandes.

Der Vorstand kann die Vertretung so regeln, dass  
neben einem Vorstandsmitglied eine sonstige Mitarbeiterin 
bzw. ein sonstiger Mitarbeiter oder zwei sonstige Mitarbei-
terinnen bzw. sonstige Mitarbeiter gemeinsam zeichnen 
können.

Der Vorstand hat den nachstehend namentlich genann-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Vertretungs- und 
Zeichnungsbefugnisse zur Abgabe rechtsverbindlicher Er
klärungen für die genannten Geschäftsbereiche und mit 
den jeweiligen Einschränkungen erteilt.

Darüber hinaus hat der Vorstand beschlossen, dass der 
Abschluss von Behandlungsverträgen und Wahlleistungs-
vereinbarungen sowie im Sinne von § 5 Absatz 3 bzw. 4 der 
Satzung nur jeweils einer Unterschrift bedürfen. Selbiges 
gilt für Rahmenverträge der Einkaufskooperation GENUA 
(Gemeinschaftlicher Einkauf Norddeutscher Universitäts- 
Apotheken), für die Beauftragung und Bevollmächtigung 
von Rechtsanwälten zwecks Beitreibung von Forderungen 
sowie für die Erteilung von Einzelaufträgen für Dozenten, 
Supervisoren und Lehrbeauftragten im Institut für Psycho-
therapie.

Hamburg, den 1. Dezember 2021

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) 
– Körperschaft des öffentlichen Rechts –

Amtl. Anz. S. 2211

Name, Vorname Geschäftsbereich/Tochterunternehmen

Dzukowski, Frank
Stabsstelle Nachhaltigkeit- und Klimamanagement
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen sowie Abschluss von Verträgen (ausgenommen Arbeits- 
und Drittmittelverträgen) im Namen des UKE für maximal 150 000,– Euro je Rechtsgeschäft 

Assmann, Nina
Dubowy, Lena

UKE sowie Universitäres Herzzentrum UKE Hamburg GmbH (UHZ)
Abschluss von Behandlungsverträgen/Wahlleistungsvereinbarungen

Bechtel, Svenja
Kopf- und Neurozentrum Klinik- und Poliklinik für Neurologie
Multiple Sklerose Tagesklinik
Abschluss von Behandlungsverträgen

Schröder, Louisa Marie
Freese, Kai Daniel

Klinik Logistik Eppendorf & Engineering GmbH
Abschluss von Verträgen im Rahmen der Einkaufstätigkeit bis jeweils maximal 50 000,– Euro

Göhring, Anne
Purschke, Nina

Klinik Logistik Eppendorf & Engineering GmbH
Abschluss von Verträgen im Rahmen der Einkaufstätigkeit bis jeweils maximal 500 000,– Euro

Schrum, Dr. Silke
Dekanat
Abschluss von Drittmittelverträgen für das UKE bis jeweils maximal 500 000,– Euro

Kock, Katharina

Projekt- und Changemanagement
Abgabe rechtverbindlicher Erklärungen sowie Abschluss von Verträgen (ausgenommen Arbeits- 
und Drittmittelverträge) im Namen des UKE (bezogen auf das jeweilige Zentrum/Institut) für 
maximal 150 000,– Euro je Rechtsgeschäft

Arck, Prof. Dr. Petra
Dekanat
Vertretung der Dekanin Prof. Dr. Blanche Schwappach-Pignataro

Voß, Claudia 
Finanzen
Im Namen des UKE die ordnungsgemäße Verwendung der Drittmittel nach Vorgabe der jeweili-
gen Mittelgeber schriftlich zu bestätigen

Düvelius, Ute
Galda, Nadine
Wendt, Thomas

Direktion für Patienten- und Pflegemanagement Personalgewinnung und -bindung
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Namen des UKE für maximal 50 000,– Euro je Rechts-
geschäft

Reinhold, Kathrin
Sallach, Ines
Schulte, Verena
Thiemann, Birte

Direktion für Patienten- und Pflegemanagement Personalgewinnung und -bindung
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Namen des UKE für maximal 15 000,– Euro je Rechts-
geschäft

Folgende Vertretungsbefugnisse für das UKE werden hiermit widerrufen:
Rauch, Berit (Klinik Logistik & Engineering GmbH), Blutke-Gavrilovich, Sandra, Lucas, Tanja (Zentrale Entgeltabrech-

nung und Patientenaufnahme), Mentges, Gerhard (Projektmanagement), Thomalla, Prof. Dr. Götz (Vertretung der Dekanin, 
Prof. Dr. Blanche Schwappach-Pignataro), Langewand, Sascha (UKE – Akademie für Bildung und Karriere) zum 31. Dezem-
ber 2021.
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Öffentliche Ausschreibung

Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin/ 
bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger 

für einen Kehrbezirk

In der Freien und Hansestadt Hamburg sind folgende 
Kehrbezirke (KB) mit jeweils einer bevollmächtigten Be
zirksschornsteinfegerin/einem bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfeger zu besetzen:

Bezirksamtsbereich HH-Wandsbek:  
KB HH Nr. 520 zum 1. April 2022

Bezirksamtsbereich HH-Harburg:  
KB HH Nr. 706 zum 1. April 2022

Diese Ausschreibung mit der Nummer ÖA-I-797-22 
endet am 11. Januar 2022 um 9.30 Uhr. Sie finden die voll-
ständige Ausschreibung mit den erforderlichen Anlagen auf

http://www.hamburg.de/bauleistungen/ 
5796074/bauleistungen/

Hamburg, den 8. Dezember 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 1612

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 21A0400

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

Bundespolizeiinspektion Hamburg,  
Wilsonstraße 49-53b, 22045 Hamburg 

f) 	 Art und Umfang der Leistung

Metallbauarbeiten:

12 Stk Demontage, Umbau und Wiedermontage Fens-
tergitter

4 Stk Kellerabsturzsicherungen einkürzen

10 m Demontage, Umbau und Wiedermontage wand-
seitige Handläufe

31 Stk Demontage und Entsorgung Kellerfenstergitter

2 Stk Lieferung und Montage Fenstergitter

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 5. KW 2022 
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
41. KW 2022

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D445497648

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 11. Januar 2022 um 
9.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 8. Februar 2022.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

11. Januar 2022 um 9.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 15. Dezember 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 1613

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 002-22 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Dreifeldhalle,  
Niekampsweg 25 in 22523 Hamburg 

Bauauftrag: Gebäudeautomation

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 55.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Mai 2022 bis Oktober 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 2. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1614

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 007-22 LG

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung und Umbau der Gewerbeschule BS 08  
Bergedorf, Billwerder Billdeich 622 in 21033 Hamburg

Bauauftrag: Elektro

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 2.145.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung;  
Fertigstellung: ca. Mai 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
14. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 3. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1615
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 001-22 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Einfeldsporthalle,  
Willhöden 74 in 22587 Hamburg 

Bauauftrag: Garten- und Landschaftsbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 275.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. März 2022 bis Juni 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1616

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 003-22 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Gymnasium Außenanlagen,  
Kaiser-Friedrich-Ufer 6 in 20259 Hamburg

Bauauftrag: Garten- und Landschaftsbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 180.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. April 2022 bis Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1617

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV OV 002-22 DK

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Stadtteilschule Mitte Altona inkl. Sporthallen  
und Mensa, Recha-Ellern-Weg 1 in 22765 Hamburg

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 487.000,– Euro

Ausführungszeitraum voraussichtlich: 
Ausführungsbeginn: ca. Juli 2022,  
Dauer der Ausführung: ca. 4 Wochen

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. Januar 2022 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: 

https://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Ver-
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
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Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter:

https://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.

Hamburg, den 7. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1618

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 014-22 PF

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Dreifeldhalle & Oberstufenhaus,  
Sachsenweg 74-76 in 22455 Hamburg

Bauauftrag: WDVS-Fassade

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 235.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn ca. Februar 2022, Fertigstellung ca. Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden

die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1619

Beschränkte Ausschreibung nach Teilnahmewettbewerb

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖT 002-22 AS

Verfahrensart: Beschränkte Ausschreibung  
nach Teilnahmewettbewerb

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Handwerkerzeitvertrag (Rahmenvertrag)

Bauauftrag: Sanitär im Stundenlohn

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 789.000,– Euro/Jahr 
für alle am Vertrag beteiligten Firmen (Firmenliste mit bis 
zu 30 Firmen) mit einer Abrufhöhe bis maximal 5.000,– 
Euro netto je Einzelabruf.

Vertragslaufzeit: 1. Mai 2022 bis 30. April 2023

Der AG ist berechtigt, die Vertragslaufzeit durch einseitige 
Erklärung (Optionserklärung) einmal um 1 Jahr zu bisheri-
gen Bedingungen dieses Vertrages zu verlängern (Options-
recht).

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnameanträge: 
13. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es sind ausschließlich elektronische Teilnahme-
anträge und Angebote zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter:

https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Teilnah-
meunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelangen Sie auch in 
die elektronische Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterpor-
tal können Sie Ihren Teilnahmeantrag/Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben. Sofern Sie sich nicht im Bieterportal 
anmelden, erhalten Sie den Hinweis auf die Bereitstellung 
von beantworteten Bewerber-/Bieterfragen in der eVergabe 
nicht direkt per EMail und können Ihren Teilnahmeantrag/
Ihr Angebot nicht unterstützt durch den Bieterassistenten 
elektronisch einreichen. Es erfolgt kein Versand der Verga-
beunterlagen per Post oder E-Mail. Die Bekanntmachung 
sowie die „Fragen & Antworten“ während des öffentlichen 
Teilnahmewettbewerbs finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter

https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/

oder auf der Homepage des Unternehmens GMH | Gebäu-
demanagement Hamburg GmbH unter:

https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 8. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1620
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Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 003-22 PF

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Dreifeldhalle & Oberstufenhaus,  
Sachsenweg 74-76 in 22455 Hamburg

Bauauftrag: Rohbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 120.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung,  
Fertigstellung ca. Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 13. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1621

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 004-22 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Außenanlagen,  
Mendelstraße 6 in 21031 Hamburg

Bauauftrag: GaLa-Bau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 183.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. März 2022 bis Mai 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 13. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1622

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 015-22 LG

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung und Umbau der Gewerbeschule BS 08  
Bergedorf, Billwerder Billdeich 622 in 21033 Hamburg

Bauauftrag: Dachdecker und Klempner

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 787.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: spätestens Februar 2022;  
Fertigstellung: spätestens Oktober 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

2217



Amtl. Anz. Nr. 100Dienstag, den 21. Dezember 2021

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 13. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1623

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 021-22 PF

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Dreifeldhalle & Oberstufenhaus,  
Sachsenweg 74-76 in 22455 Hamburg

Bauauftrag: Gerüstbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 95.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung,  
Fertigstellung ca. Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 

die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 13. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1624

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 022-22 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Dreifeldhalle & Oberstufenhaus,  
Sachsenweg 74-76 in 22455 Hamburg

Bauauftrag: Elektro

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 98.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn ca. Februar 2022,  
Fertigstellung ca. September 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 13. Dezember 2021

Die Finanzbehörde 1625

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 016-22 JS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung und Umbau Haus 6 und 7,  
Potsdamer Straße 6 in 22149 Hamburg
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Mitteilung der 
Verbundverkehrsunternehmen des 

Hamburger Verkehrsverbundes (hvv)
Neuer hvv Gemeinschaftstarif ab 1. Januar 2022

Die Änderungen der Fahrpreise, des Gemeinschaftstarifs 
und der Beförderungsbedingungen treten am 1. Januar 2022 
in Kraft.

Der Wortlaut des hvv Gemeinschaftstarifs kann unter 
www.hvv.de/de/gemeinschaftstarif eingesehen werden.

Die Behörde für Verkehr und Mobilitätswende der 
Freien und Hansestadt Hamburg, das Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus 
des Landes Schleswig-Holstein, die Landesnahverkehrsge-
sellschaft Niedersachsen mbH (LNVG) und das Landesamt 
für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern 
haben nach § 39 des Personenbeförderungsgesetzes zuge-
stimmt.

Hamburg, den 21. Dezember 2021

Für die Verkehrsunternehmen im hvv: 
Hamburger Hochbahn AG 1627

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 001-22 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Dachsanierung, Berliner Tor 7 in 20099 Hamburg

Bauauftrag: Fassadenaufzug

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 86.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Februar 2022 bis Juni 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
20. Januar 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:
https://hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 2. Dezember 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 1628

Verhandlungsverfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VgV VV 034-21 BK
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: Neubau eines 
4-zügigen Gymnasiums, einer 3-Feld-Halle, einer 3-zügigen 
Grundschule und Sanierung eines denkmalgeschützten 

Sonstige Mitteilungen

Bauauftrag: Sanitär

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 659.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung bis April 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. Januar 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Dezember 2021

Die Finanzbehörde
1626
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Gebäudes am Schulstandort Cuxhavener Straße in Ham-
burg – Objektplanung gem. §§ 33 HOAI mit Lösungsskizze
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.000.000,– Euro
Laufzeit des Vertrags: 72 Monate
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge:
11. Januar 2022 um 14.00 Uhr
Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:
https://hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
sie unter:
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Teilnahmeanträge und Angebote können ausschließlich 
elektronisch abgegeben werden.

Hamburg, den 6. Dezember 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 1629

Verhandlungsverfahren
Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VgV VV 048-21 BK
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Modernisierung und Umgestaltung zur Zukunftssicherung 
des Kulturzentrums Rieckhof in Hamburg-Harburg
 – Objektplanung gem. §§ 33 HOAI mit Lösungsskizze
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 303.000,– Euro
Laufzeit des Vertrags: 70 Monate
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge:
13. Januar 2022 um 14.00 Uhr
Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:
https://hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
sie unter:
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Teilnahmeanträge und Angebote können ausschließlich 
elektronisch abgegeben werden.

Hamburg, den 15. Dezember 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 1630
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